
 

AD\1159356DE.docx  PE625.507v01-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

Europäisches Parlament 
2014-2019  

 

Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter 
 

2018/0202(COD) 

10.9.2018 

STANDPUNKT IN FORM VON 
ÄNDERUNGSANTRÄGEN 

des Ausschusses für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der 

Geschlechter 

für den Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten 

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 

Rates über den Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung 

(EGF) 

 (COM(2018)0380 – C8-0231/2018 -2018/0202(COD)) 

Verfasserin: Vilija Blinkevičiūtė 

 



 

PE625.507v01-00 2/18 AD\1159356DE.docx 

DE 

 

PA_LegPosition 



 

AD\1159356DE.docx 3/18 PE625.507v01-00 

 DE 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter legt dem 

Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten als federführendem Ausschuss 

folgende Änderungsanträge vor: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 1 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Bereichsübergreifende Grundsätze 

gemäß Artikel 3 des Vertrags über die 

Europäische Union (im Folgenden „EUV“) 

und Artikel 10 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union (im 

Folgenden „AEUV“), einschließlich der 

Grundsätze der Subsidiarität und der 

Verhältnismäßigkeit gemäß Artikel 5 EUV, 

sollten bei der Umsetzung der Fonds unter 

Berücksichtigung der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union 

geachtet werden. Die Mitgliedstaaten und 

die Kommission sollten darauf abzielen, 

Ungleichheiten zu beseitigen, die 

Gleichstellung von Männern und Frauen zu 

fördern, die Geschlechterperspektive zu 

berücksichtigen sowie jeglicher Form der 

Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, 

der Rasse oder ethnischen Herkunft, der 

Religion oder Weltanschauung, einer 

Behinderung, des Alters oder der sexuellen 

Ausrichtung entgegenzuwirken. Die Ziele 

der Fonds sollten im Rahmen der 

nachhaltigen Entwicklung und der 

Förderung des Ziels der Erhaltung, des 

Schutzes und der Verbesserung der 

Qualität der Umwelt durch die Union 

gemäß Artikel 11 und Artikel 191 Absatz 1 

AEUV unter Berücksichtigung des 

Verursacherprinzips verfolgt werden. 

(1) Bereichsübergreifende Grundsätze 

gemäß Artikel 3 des Vertrags über die 

Europäische Union (im Folgenden „EUV“) 

und Artikel 10 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union (im 

Folgenden „AEUV“), einschließlich der 

Grundsätze der Subsidiarität und der 

Verhältnismäßigkeit gemäß Artikel 5 EUV, 

sollten bei der Umsetzung der Fonds unter 

Berücksichtigung der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union 

geachtet werden. Die Mitgliedstaaten und 

die Kommission sollten im Einklang mit 

Artikel 8 AEUV darauf abzielen, 

Ungleichheiten zu beseitigen, die 

Gleichstellung von Männern und Frauen zu 

fördern, die Geschlechterperspektive zu 

berücksichtigen, indem dafür gesorgt 

wird, dass die Umsetzung der aus dem 

EGF finanzierten Prioritäten zur 

Förderung der Gleichstellung der 

Geschlechter beiträgt, sowie jeglicher 

Form der Diskriminierung aufgrund des 

Geschlechts, der Rasse oder ethnischen 

Herkunft, der Religion oder 

Weltanschauung, einer Behinderung, des 

Alters oder der sexuellen Ausrichtung 

entgegenzuwirken. Die Ziele der Fonds 

sollten im Rahmen der nachhaltigen 

Entwicklung und der Förderung des Ziels 

der Erhaltung, des Schutzes und der 

Verbesserung der Qualität der Umwelt 

durch die Union gemäß Artikel 11 und 

Artikel 191 Absatz 1 AEUV unter 
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Berücksichtigung des Verursacherprinzips 

verfolgt werden. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(17) Die Europäische 

Beobachtungsstelle für den industriellen 

Wandel mit Sitz in der Europäischen 

Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und 

Arbeitsbedingungen (Eurofound) in Dublin 

unterstützt die Kommission und die 

Mitgliedstaaten mittels qualitativer und 

quantitativer Analysen bei der Bewertung 

von Trends in der Globalisierung, bei 

Umstrukturierungen und in der Nutzung 

von Mitteln aus dem EGF. 

(17) Die Europäische 

Beobachtungsstelle für den industriellen 

Wandel mit Sitz in der Europäischen 

Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und 

Arbeitsbedingungen (Eurofound) in Dublin 

unterstützt die Kommission und die 

Mitgliedstaaten mittels qualitativer und 

quantitativer Analysen bei der Bewertung 

von Trends in der Globalisierung, bei 

Umstrukturierungen und in der Nutzung 

von Mitteln aus dem EGF. Diese Analysen 

sollten gegebenenfalls die Bewertung der 

Geschlechterperspektive dieser Trends 

umfassen, damit sowohl mit dem EGF als 

auch mit anderen einschlägigen 

Instrumenten wirksamer gegen 

geschlechtsspezifische Diskrepanzen 

vorgegangen wird. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 19 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(19) Finanzbeiträge des EGF sollten in 

erster Linie in aktive 

Arbeitsmarktmaßnahmen fließen, die auf 

die rasche Wiedereingliederung von 

Begünstigten in einen nachhaltigen 

Arbeitsmarkt abzielen, entweder inner- 

oder außerhalb ihres ursprünglichen 

Tätigkeitsbereichs. Die Maßnahmen sollten 

den prognostizierten Bedarf der lokalen 

oder regionalen Arbeitsmärkte 

(19) Finanzbeiträge des EGF sollten in 

erster Linie in aktive 

Arbeitsmarktmaßnahmen fließen, die auf 

die rasche Wiedereingliederung von 

Begünstigten in einen nachhaltigen 

Arbeitsmarkt abzielen, entweder inner- 

oder außerhalb ihres ursprünglichen 

Tätigkeitsbereichs, wobei neue Arten der 

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 

gefördert werden sollten, um 
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widerspiegeln. Wo immer dies angezeigt 

ist, sollte jedoch auch die Mobilität 

entlassener Arbeitnehmer unterstützt 

werden, damit diese an einem anderen Ort 

eine neue Beschäftigung finden können. 

Ein besonderer Schwerpunkt soll auf die 

Vermittlung von Kompetenzen gelegt 

werden, die im digitalen Zeitalter 

erforderlich sind. Die Einbeziehung von 

Geldleistungen in ein koordiniertes Paket 

personalisierter Dienstleistungen sollte nur 

in begrenztem Maße möglich sein. 

Unternehmen könnten angehalten werden, 

sich an der nationalen Kofinanzierung für 

aus dem EGF unterstützte Maßnahmen zu 

beteiligen. 

erwerbstätige Eltern und Betreuer zu 

unterstützen und die Gleichstellung der 

Geschlechter im Bereich der 

Beschäftigung zu fördern. Die 

Maßnahmen sollten den prognostizierten 

Bedarf der lokalen oder regionalen 

Arbeitsmärkte widerspiegeln. Wo immer 

dies angezeigt ist, sollte jedoch auch die 

Mobilität entlassener Arbeitnehmer 

unterstützt werden, damit diese an einem 

anderen Ort eine neue Beschäftigung 

finden können. Ein besonderer 

Schwerpunkt soll auf die Vermittlung von 

Kompetenzen gelegt werden, die im 

digitalen Zeitalter erforderlich sind. Die 

Einbeziehung von Geldleistungen in ein 

koordiniertes Paket personalisierter 

Dienstleistungen sollte nur in begrenztem 

Maße möglich sein. Unternehmen könnten 

angehalten werden, sich an der nationalen 

Kofinanzierung für aus dem EGF 

unterstützte Maßnahmen zu beteiligen. 

Begründung 

Es muss präzisiert werden, dass mit Formen der nachhaltigen Beschäftigung, bei denen die 

Begünstigten wieder in den Arbeitsmarkt integriert werden, auch für sämtliche in den 

nationalen Rechtsvorschriften und der künftigen EU-Richtlinie vorgesehenen Möglichkeiten 

im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben gesorgt werden sollte, womit sowohl 

im Arbeits- als auch im Privatleben für eine bessere Gleichstellung der Geschlechter gesorgt 

wird.  

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 19 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(19) Finanzbeiträge des EGF sollten in 

erster Linie in aktive 

Arbeitsmarktmaßnahmen fließen, die auf 

die rasche Wiedereingliederung von 

Begünstigten in einen nachhaltigen 

Arbeitsmarkt abzielen, entweder inner- 

oder außerhalb ihres ursprünglichen 

Tätigkeitsbereichs. Die Maßnahmen sollten 

(19) Finanzbeiträge des EGF sollten in 

erster Linie in aktive 

Arbeitsmarktmaßnahmen fließen, die auf 

die rasche Wiedereingliederung von 

Begünstigten in einen nachhaltigen 

Arbeitsmarkt abzielen, entweder inner- 

oder außerhalb ihres ursprünglichen 

Tätigkeitsbereichs. Die Maßnahmen sollten 
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den prognostizierten Bedarf der lokalen 

oder regionalen Arbeitsmärkte 

widerspiegeln. Wo immer dies angezeigt 

ist, sollte jedoch auch die Mobilität 

entlassener Arbeitnehmer unterstützt 

werden, damit diese an einem anderen Ort 

eine neue Beschäftigung finden können. 

Ein besonderer Schwerpunkt soll auf die 

Vermittlung von Kompetenzen gelegt 

werden, die im digitalen Zeitalter 

erforderlich sind. Die Einbeziehung von 

Geldleistungen in ein koordiniertes Paket 

personalisierter Dienstleistungen sollte nur 

in begrenztem Maße möglich sein. 

Unternehmen könnten angehalten werden, 

sich an der nationalen Kofinanzierung für 

aus dem EGF unterstützte Maßnahmen zu 

beteiligen. 

den prognostizierten Bedarf der lokalen 

oder regionalen Arbeitsmärkte 

widerspiegeln. Wo immer dies angezeigt 

ist, sollte jedoch auch die Mobilität 

entlassener Arbeitnehmer unterstützt 

werden, damit diese an einem anderen Ort 

eine neue Beschäftigung finden können. 

Ein besonderer Schwerpunkt soll auf die 

Vermittlung von Kompetenzen, die im 

digitalen Zeitalter erforderlich sind, sowie 

gegebenenfalls auf die Überwindung 

geschlechtsspezifischer Stereotype im 

Bereich der Beschäftigung gelegt werden. 

Die Einbeziehung von Geldleistungen in 

ein koordiniertes Paket personalisierter 

Dienstleistungen sollte nur in begrenztem 

Maße möglich sein. Unternehmen könnten 

angehalten werden, sich an der nationalen 

Kofinanzierung für aus dem EGF 

unterstützte Maßnahmen zu beteiligen. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 19 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (19a) Bei der Umsetzung und 

Ausarbeitung eines koordinierten Pakets 

personalisierter Dienstleistungen, das auf 

die Ermöglichung der 

Wiedereingliederung der zu 

unterstützenden Begünstigten abzielt, 

sollten die Mitgliedstaaten die Digitale 

Agenda und die Strategie für den 

digitalen Binnenmarkt nutzen und besser 

auf deren Ziele hinarbeiten, um den 

erheblichen geschlechtsspezifischen 

Diskrepanzen im IKT-Bereich und in den 

Bereichen Mathematik, Informatik, 

Naturwissenschaften, Technik (MINT) 

entgegenzuwirken, indem die 

Weiterbildung und die Umschulung von 

Frauen in den Bereichen IKT und MINT 

gefördert werden. Bei der Umsetzung und 

Ausarbeitung eines koordinierten Pakets 

personalisierter Dienstleistungen sollten 
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die Mitgliedstaaten zusätzlich die 

Verfestigung der traditionellen 

Vorherrschaft eines Geschlechts in diesen 

Branchen und Wirtschaftszweigen 

verhindern. Die stärkere Vertretung des 

weniger vertretenen Geschlechts in 

verschiedenen Branchen wie etwa dem 

Finanzbereich und den Bereichen IKT 

und MINT würde zur Verringerung des 

geschlechtsspezifischen Lohn- und 

Rentengefälles beitragen. 

Begründung 

Die bisherigen Erfahrungen bei der Umsetzung des EGF haben gezeigt, dass Frauen im 

Allgemeinen in den Branchen umgeschult werden, in denen traditionell überwiegend Frauen 

tätig sind und in denen niedrigere Löhne herrschen, wodurch sich das geschlechtsspezifische 

Lohn- und Rentengefälle verfestigt. 

 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(21) Die Mitgliedstaaten sollten 

benachteiligten Begünstigten, zu denen 

junge und ältere Arbeitslose und von 

Armut bedrohte Personen zählen, bei der 

Ausarbeitung des koordinierten Pakets 

aktiver Arbeitsmarktmaßnahmen 

besondere Aufmerksamkeit widmen, da 

diese Gruppen bei der 

Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 

vor besonderen Problemen stehen. Jedoch 

sollten bei der Umsetzung des EGF die 

Grundsätze der Gleichstellung der 

Geschlechter und der 

Nichtdiskriminierung, die zu den zentralen 

Werten der Union zählen und in der 

europäischen Säule sozialer Rechte 

verankert sind, beachtet und gefördert 

werden. 

(21) Die Mitgliedstaaten sollten 

benachteiligten Begünstigten, zu denen 

junge und ältere Arbeitslose und von 

Armut bedrohte Personen zählen, bei der 

Ausarbeitung des koordinierten Pakets 

aktiver Arbeitsmarktmaßnahmen 

besondere Aufmerksamkeit widmen und 

dabei dem Erfordernis Rechnung tragen, 

gegen die Diskriminierung von Frauen in 

Bezug auf die Beschäftigung vorzugehen, 

da diese Gruppen bei der 

Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 

vor besonderen Problemen stehen. Jedoch 

sollten bei der Umsetzung des EGF die 

Grundsätze der Gleichstellung der 

Geschlechter und der 

Nichtdiskriminierung, die zu den zentralen 

Werten der Union zählen und in der 

europäischen Säule sozialer Rechte 

verankert sind, beachtet und gefördert 
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werden. Die Umsetzung des EGF sollte 

zur Förderung nachhaltiger 

Beschäftigung beitragen, durch die für 

Chancengleichheit gesorgt und der 

Grundsatz des gleichen Entgelts für 

gleichwertige Arbeit gewahrt wird und 

Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf 

und Privatleben, mit denen zur 

Gleichstellung der Geschlechter 

beigetragen wird, gefördert werden. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(21) Die Mitgliedstaaten sollten 

benachteiligten Begünstigten, zu denen 

junge und ältere Arbeitslose und von 

Armut bedrohte Personen zählen, bei der 

Ausarbeitung des koordinierten Pakets 

aktiver Arbeitsmarktmaßnahmen 

besondere Aufmerksamkeit widmen, da 

diese Gruppen bei der 

Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 

vor besonderen Problemen stehen. Jedoch 

sollten bei der Umsetzung des EGF die 

Grundsätze der Gleichstellung der 

Geschlechter und der 

Nichtdiskriminierung, die zu den zentralen 

Werten der Union zählen und in der 

europäischen Säule sozialer Rechte 

verankert sind, beachtet und gefördert 

werden. 

(21) Die Mitgliedstaaten sollten 

benachteiligten Begünstigten, zu denen 

junge und ältere Arbeitslose, Menschen 

mit Behinderungen, Menschen mit 

betreuungsbedürftigen Angehörigen und 

von Armut bedrohte Personen zählen, bei 

der Ausarbeitung des koordinierten Pakets 

aktiver Arbeitsmarktmaßnahmen 

besondere Aufmerksamkeit widmen, da 

diese Gruppen bei der 

Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 

vor besonderen Problemen stehen. Jedoch 

sollten bei der Umsetzung des EGF die 

Grundsätze der Gleichstellung der 

Geschlechter und der 

Nichtdiskriminierung, die zu den zentralen 

Werten der Union zählen und in der 

europäischen Säule sozialer Rechte 

verankert sind, beachtet und gefördert 

werden. 
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Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 25 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (25a) Angesichts des Grundsatzes der 

Gleichstellung sollten die Mitgliedstaaten 

für den wirksamen Zugang zu 

Informationen über den EGF in ihrem 

gesamten Hoheitsgebiet und auch im 

ländlichen Raum Sorge tragen. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 31 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(31) Um dem Europäischen Parlament 

eine politische Kontrolle und der 

Kommission ein kontinuierliches 

Monitoring der mithilfe des EGF erzielten 

Ergebnisse zu ermöglichen, sollten die 

Mitgliedstaaten einen Schlussbericht über 

die Durchführung der EGF-Maßnahmen 

vorlegen. 

(31) Um dem Europäischen Parlament 

eine politische Kontrolle und der 

Kommission ein kontinuierliches 

Monitoring der mithilfe des EGF erzielten 

Ergebnisse zu ermöglichen, sollten die 

Mitgliedstaaten einen Schlussbericht über 

die Durchführung der EGF-Maßnahmen 

vorlegen, wobei eindeutige Vorgaben für 

das Monitoring erfüllt und eine 

Weiterverfolgung der Begünstigten sowie 

eine Folgenabschätzung zur 

Gleichstellung der Geschlechter enthalten 

sein sollten. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 39 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(39) In Anbetracht der Tatsache, dass 

der digitale Wandel der Wirtschaft ein 

gewisses Maß an digitalen Kompetenzen 

der Arbeitnehmer erfordert, sollte die 

Vermittlung von im digitalen Zeitalter 

(39) In Anbetracht der Tatsache, dass 

der digitale Wandel der Wirtschaft ein 

gewisses Maß an digitalen Kompetenzen 

der Arbeitnehmer erfordert, sollte die 

Vermittlung von im digitalen Zeitalter 
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benötigten Kompetenzen ein verbindliches 

horizontales Element eines jeden 

koordinierten Pakets personalisierter 

Dienstleistungen sein – 

benötigten Kompetenzen ein verbindliches 

horizontales Element eines jeden 

koordinierten Pakets personalisierter 

Dienstleistungen sein und das Ziel 

umfassen, die Teilhabe von Frauen in 

Berufen im Bereich MINT zu erhöhen – 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Das spezifische Ziel des EGF 

besteht darin, Unterstützung bei 

unerwarteten größeren 

Umstrukturierungsmaßnahmen anzubieten, 

vor allem bei solchen, die durch 

globalisierungsbedingte 

Herausforderungen, wie z. B. 

Veränderungen im Welthandelsgefüge, 

Handelsstreitigkeiten, Finanz- und 

Wirtschaftskrisen oder Übergang zu einer 

CO2-armen Wirtschaft, oder durch 

Digitalisierung bzw. Automatisierung 

verursacht werden. Besonderes Gewicht 

liegt auf Maßnahmen zur Unterstützung 

der am stärksten benachteiligten Gruppen.  

2. Das spezifische Ziel des EGF 

besteht darin, Unterstützung bei 

unerwarteten größeren 

Umstrukturierungsmaßnahmen anzubieten, 

vor allem bei solchen, die durch 

globalisierungsbedingte 

Herausforderungen, wie z. B. 

Veränderungen im Welthandelsgefüge, 

Handelsstreitigkeiten, Finanz- und 

Wirtschaftskrisen oder Übergang zu einer 

CO2-armen Wirtschaft, oder durch 

Digitalisierung bzw. Automatisierung 

verursacht werden. Besonderes Gewicht 

liegt auf Maßnahmen zur Unterstützung 

der am stärksten benachteiligten Gruppen 

und zur Förderung der Gleichstellung der 

Geschlechter. 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) „Grundsatz der Gleichbehandlung 

von Frauen und Männern“ den Umstand, 

dass es in den verschiedenen Phasen des 

Einsatzes des Finanzbeitrags, 

insbesondere bei der Auswahl der 

Zielgruppen und bei der Festlegung der 

Kriterien, Indikatoren und Begünstigten, 

weder zu unmittelbarer noch zu 
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mittelbarer Diskriminierung aufgrund des 

Geschlechts kommen darf; 

Begründung 

Die Begriffsbestimmung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Frauen und Männern 

sollte hinzugefügt werden, um die Geschlechterdimension der Verordnung zu stärken. 

Außerdem sollte die mittelbare Diskriminierung ausdrücklich erwähnt werden, da bei der 

Durchführung verschiedener Programme üblicherweise diese (unbeabsichtigte) Form der 

Diskriminierung auftritt. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Ein Finanzbeitrag des EGF kann für aktive 

Arbeitsmarktmaßnahmen als Teil eines 

koordinierten Pakets personalisierter 

Dienstleistungen bereitgestellt werden, die 

darauf abzielen, dass die zu 

unterstützenden Begünstigten, 

insbesondere die am stärksten 

benachteiligten entlassenen Arbeitnehmer, 

wieder eine Beschäftigung oder 

selbstständige Erwerbstätigkeit aufnehmen 

können. 

Ein Finanzbeitrag des EGF kann für aktive 

Arbeitsmarktmaßnahmen als Teil eines 

koordinierten Pakets personalisierter 

Dienstleistungen bereitgestellt werden, die 

darauf abzielen, dass die zu 

unterstützenden Begünstigten, 

insbesondere Frauen und die am stärksten 

benachteiligten entlassenen Arbeitnehmer, 

wieder eine Beschäftigung oder 

selbstständige Erwerbstätigkeit aufnehmen 

können. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 3 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) auf die Person zugeschnittene 

Ausbildungs- und 

Weiterbildungsmaßnahmen, einschließlich 

Maßnahmen im Bereich der Informations- 

und Kommunikationstechnologie und zum 

Erwerb von Kompetenzen, die im digitalen 

industriellen Zeitalter erforderlich sind, 

Zertifizierung der erworbenen Erfahrung, 

Unterstützung bei der Arbeitsuche, 

(a) auf die Person zugeschnittene 

Ausbildungs- und 

Weiterbildungsmaßnahmen, einschließlich 

Maßnahmen im Bereich der Informations- 

und Kommunikationstechnologie und zum 

Erwerb von Kompetenzen, die im digitalen 

Zeitalter erforderlich sind, Informationen 

zum lebenslangen Lernen, Zertifizierung 

der erworbenen Erfahrung, Unterstützung 
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Berufsberatung, Beratungsleistungen, 

Mentoring, Hilfe bei Outplacement, 

Förderung des Unternehmertums, Hilfen 

zur Aufnahme einer selbstständigen 

Erwerbstätigkeit und zur 

Unternehmensgründung bzw. Übernahme 

eines Unternehmens durch die 

Beschäftigten und Kooperationsaktivitäten; 

bei der Arbeitsuche, Berufsberatung, 

Beratungsleistungen, Mentoring, Hilfe bei 

Outplacement, Förderung des 

Unternehmertums, Hilfen zur Aufnahme 

einer selbstständigen Erwerbstätigkeit und 

zur Unternehmensgründung bzw. 

Übernahme eines Unternehmens durch die 

Beschäftigten und Kooperationsaktivitäten, 

wobei diese Tätigkeiten auf der 

Grundlage des Grundsatzes der 

Gleichbehandlung von Frauen und 

Männern durchgeführt werden und ein 

besonderer Schwerpunkt darauf gelegt 

wird, dass Frauen auf dem Arbeitsmarkt 

aktiv bleiben; 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 3 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) auf die Person zugeschnittene 

Ausbildungs- und 

Weiterbildungsmaßnahmen, einschließlich 

Maßnahmen im Bereich der Informations- 

und Kommunikationstechnologie und zum 

Erwerb von Kompetenzen, die im digitalen 

industriellen Zeitalter erforderlich sind, 

Zertifizierung der erworbenen Erfahrung, 

Unterstützung bei der Arbeitsuche, 

Berufsberatung, Beratungsleistungen, 

Mentoring, Hilfe bei Outplacement, 

Förderung des Unternehmertums, Hilfen 

zur Aufnahme einer selbstständigen 

Erwerbstätigkeit und zur 

Unternehmensgründung bzw. Übernahme 

eines Unternehmens durch die 

Beschäftigten und Kooperationsaktivitäten; 

(a) auf die Person zugeschnittene 

Ausbildungs- und 

Weiterbildungsmaßnahmen, einschließlich 

Maßnahmen im Bereich der Informations- 

und Kommunikationstechnologie und zum 

Erwerb von Kompetenzen, die im digitalen 

Zeitalter erforderlich sind, Zertifizierung 

der erworbenen Erfahrung, Unterstützung 

bei der Arbeitsuche, Berufsberatung, 

Beratungsleistungen, Mentoring, Module 

zur Stärkung der Rolle, des 

Selbstvertrauens und der Motivation von 

Frauen, Hilfe bei Outplacement, 

Förderung des Unternehmertums, Hilfen 

zur Aufnahme einer selbstständigen 

Erwerbstätigkeit und zur 

Unternehmensgründung bzw. Übernahme 

eines Unternehmens durch die 

Beschäftigten und Kooperationsaktivitäten; 
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Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 3 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) spezielle zeitlich begrenzte 

Maßnahmen, wie zum Beispiel Beihilfen 

für die Arbeitsuche, Einstellungsanreize für 

Arbeitgeber, Mobilitätsbeihilfen, Beihilfen 

zur Fortbildung oder zum Lebensunterhalt, 

einschließlich Beihilfen für Betreuer. 

(b) spezielle zeitlich begrenzte 

Maßnahmen, wie zum Beispiel Beihilfen 

für die Arbeitsuche, Einstellungsanreize für 

Arbeitgeber, Mobilitätsbeihilfen, Beihilfen 

zur Fortbildung oder zum Lebensunterhalt, 

einschließlich Beihilfen zur Vereinbarkeit 

von Beruf und Privatleben für 

berufstätige Eltern und Betreuer. 

Begründung 

Der Kreis der Begünstigten sollte klargestellt werden, da er dem künftigen Rechtsakt 

entspricht. Da der Begriff „Betreuer“ im Unionsrecht nicht definiert ist, besteht die Gefahr, 

dass berufstätige Eltern nicht erfasst werden, wenn sich die Bestimmung ausschließlich auf 

Betreuer bezieht. 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

 Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 3 – Buchstabe b a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ba) Maßnahmen zur besonderen 

Förderung benachteiligter Arbeitnehmer, 

stärker von Armut gefährdeter Personen 

und älterer Arbeitnehmer im Hinblick auf 

ihren Verbleib auf dem bzw. ihre 

Rückkehr auf den Arbeitsmarkt. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kosten der Maßnahmen nach 

Buchstabe b dürfen 35% der Gesamtkosten 

Die Kosten der Maßnahmen nach 

Buchstabe b dürfen 50 % der 
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des koordinierten Pakets der in diesem 

Absatz aufgeführten personalisierten 

Dienstleistungen nicht übersteigen. 

Gesamtkosten des koordinierten Pakets der 

in diesem Absatz aufgeführten 

personalisierten Dienstleistungen nicht 

übersteigen. 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Bei der Ausarbeitung des koordinierten 

Pakets personalisierter Dienstleistungen 

wird sowohl den künftigen Entwicklungen 

auf dem Arbeitsmarkt als auch den in 

Zukunft nachgefragten Kompetenzen 

Rechnung getragen. Das koordinierte Paket 

ist mit dem Umstieg auf eine 

ressourcenschonende und nachhaltige 

Wirtschaft vereinbar, berücksichtigt auch 

die Vermittlung von Kompetenzen, die im 

digitalen Zeitalter nachgefragt werden, und 

trägt der Nachfrage auf dem lokalen 

Arbeitsmarkt Rechnung. 

Bei der Ausarbeitung des koordinierten 

Pakets personalisierter Dienstleistungen 

wird sowohl den künftigen und 

nachhaltigen Entwicklungen auf dem 

Arbeitsmarkt als auch den in Zukunft 

nachgefragten Kompetenzen Rechnung 

getragen. Das koordinierte Paket ist mit 

dem Umstieg auf eine 

ressourcenschonende und nachhaltige 

Wirtschaft vereinbar, berücksichtigt auch 

die Vermittlung von Kompetenzen, die in 

der digitalen und der nachhaltigen und 

umweltfreundlichen Branche und bei 

Arbeitsplätzen in diesen Bereichen 
nachgefragt werden, und trägt der 

Nachfrage auf dem lokalen Arbeitsmarkt 

und der Notwendigkeit Rechnung, 

geschlechtsspezifische Diskrepanzen bei 

der Beschäftigung zu beseitigen. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 6 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Bei der Ausarbeitung des koordinierten 

Pakets personalisierter Dienstleistungen, 

das auf die Wiedereingliederung der zu 

unterstützenden Begünstigten in den 

Arbeitsmarkt abzielt, gehen die 

Mitgliedstaaten gegen die 

geschlechtsspezifischen Diskrepanzen in 

den Bereichen Informatik, 
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Kommunikationstechnologie, 

Naturwissenschaften, Mathematik und 

Technik vor, indem die Weiterbildung 

und die Umschulung von Frauen in 

Branchen wie etwa dem Finanzbereich 

und den Bereichen IKT und MINT 

gefördert werden, in denen traditionell 

überwiegend Männer tätig sind. 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission und die Mitgliedstaaten 

gewährleisten, dass die Gleichstellung von 

Männern und Frauen sowie die 

Einbeziehung der 

Gleichstellungsperspektive integrale 

Bestandteile der einzelnen Phasen des 

Einsatzes des Finanzbeitrags des EGF sind 

und in diesen Phasen gefördert werden. 

Die Kommission und die Mitgliedstaaten 

gewährleisten, dass die Gleichstellung von 

Männern und Frauen sowie die 

Einbeziehung der Geschlechterperspektive 

integrale Bestandteile der einzelnen Phasen 

des Einsatzes des Finanzbeitrags des EGF 

sind und in diesen Phasen gefördert 

werden, insbesondere bei der Auswahl 

von Zielgruppen, der Festlegung der 

Kriterien und Indikatoren und der 

Ausarbeitung des koordinierten Pakets 

personalisierter Dienstleistungen für die 

Begünstigten. 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission und die Mitgliedstaaten 

gewährleisten, dass die Gleichstellung von 

Männern und Frauen sowie die 

Einbeziehung der 

Gleichstellungsperspektive integrale 

Bestandteile der einzelnen Phasen des 

Einsatzes des Finanzbeitrags des EGF sind 

und in diesen Phasen gefördert werden. 

Die Kommission und die Mitgliedstaaten 

gewährleisten, dass die Gleichstellung von 

Männern und Frauen sowie die 

Einbeziehung der Geschlechterperspektive 

integrale Bestandteile aller geeigneten 

Phasen des Einsatzes des Finanzbeitrags 

des EGF sind und in diesen Phasen 

gefördert werden. 

 



 

PE625.507v01-00 16/18 AD\1159356DE.docx 

DE 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission führt auf ihren 

Erfahrungen beruhende Informations- und 

Kommunikationsmaßnahmen in Bezug auf 

die Interventionen und Ergebnisse des EGF 

durch, um die Wirksamkeit des EGF zu 

steigern und dafür zu sorgen, dass die 

Bürger und Erwerbstätigen der Union über 

den EGF Bescheid wissen. 

Die Kommission führt auf ihren 

Erfahrungen beruhende Informations- und 

Kommunikationsmaßnahmen in Bezug auf 

die Interventionen und Ergebnisse des EGF 

durch, um die Wirksamkeit des EGF zu 

steigern und dafür zu sorgen, dass die 

Bürger und Erwerbstätigen der Union, 

darunter auch Bürger und Erwerbstätige 

im ländlichen Raum, die beim Zugang zu 

Informationen vor Schwierigkeiten 

stehen, über den EGF Bescheid wissen. 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Spätestens sieben Monate nach 

Ablauf des in Artikel 15 Absatz 3 

genannten Zeitraums legt der betreffende 

Mitgliedstaat der Kommission einen 

Schlussbericht über die Verwendung des 

Finanzbeitrags vor, der folgende 

Informationen enthält: 

1. Spätestens sieben Monate nach 

Ablauf des in Artikel 15 Absatz 3 

genannten Zeitraums legt der betreffende 

Mitgliedstaat der Kommission einen 

Schlussbericht mit öffentlich zugänglichen 

und nach Geschlecht aufgeschlüsselten 

Angaben über die Verwendung des 

Finanzbeitrags vor, der folgende 

Informationen enthält: 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) eine gesonderte 

Folgenabschätzung zur Gleichstellung 

der Geschlechter im Rahmen der 

Interventionen, über die Bericht erstattet 
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wird; 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Alle vier Jahre führt die 

Kommission auf eigene Initiative und in 

enger Zusammenarbeit mit den 

Mitgliedstaaten eine Evaluierung der EGF-

Finanzbeiträge durch. 

1. Alle vier Jahre führt die 

Kommission auf eigene Initiative und in 

enger Zusammenarbeit mit den 

Mitgliedstaaten eine 

geschlechterorientierte Evaluierung der 

EGF-Finanzbeiträge durch. 
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